
erg, Bad Schmiedeberg und Umgegend

1,30 M., durch die Poſt 1,85 M. Jm

Erſcheint wöchentlich dreimal Montag, Mittwoch und Freitag abends mit dem
Datum des ſolgenden Tages. Wöchentliche Beilagen: „Landmanns Sonntagsblatt“
und „Jlluſtriertes Anterhaltungsblatt“. SBezugspreis WMonatlich für Abholer
1,15 M. durch Boten ins Haus gebracht in Kemberg 1,25 M., in den Landorten
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Anzeigenpreis Die 5geſpaltene Petitzeile oder deren Raum 15 Pfg., die 8geſjpaltene
Reklamezeile 40 Hſg., Auskunftsgebühr 50 Pfg. Für Aufnohme von Anzeigen
an beſtimmten Tagen und Plätzen, ſowie für richtige Wiedergabe undeutlich ge
ſchriebener oder durch Fernſprecher aufgegebener Anzeigen wird Leinerlei Garantie
übernommen. Seilagengebühr- 10, M. das Tauſend, zuzüglich Poſtgebühr“
Schluß der Anzeigenunnahme vormittags 10 Ahr, größere Anzeigen kags zuvor

Amtsblatt für den Magiſtrat zu Kemberg, das Amtsgericht und verſchiedene Gemeinden
u

Nr. 75 Dienstag, den 28. Juni 1932 34. Jahrg

Stadtverordneten-Sitzung
am Mittwoch, den 29. Juni, abends S Ahr

im Rathauſe.
Tagesordnung.

Wahl eines Magiſtratsmitgliedes
2. Arbeitsbeſchaffung
3. Bauſachen
„Kenntnisnahmen

Hierauf geſchloſſene Sitzung.

Tribünenbeſucher haben nur Zutritt gegen Abgabe
von Einlaßkarten, die die Mitglieder der Stadtver-
ordnetenverſammlung an ihre Wähler ausgeben werden.
Die früheren Einlaßkarten ſind ungültig.

Kemberg, den 27. Juni 1932.
Der Stadtverordnetenvorſteher

H. Ludley

Bauberatung
durch Herrn Kreisbaumeiſter Schäfer am 28. Junt, 15 Uhr,
im Ratskeller.

Kemberg, den 25. Juni 1932

99] Der Magiſtrat.Der für den 30. Juni vorgeſehene

Schweinemarkt
muß infolge Viehſeuchengefahr ausfallen.

Kemberg, den 27 Juni 1932.

101] Der Magiſtrat.
Berichterſtattung in Berlin Deutſch franzöſiſche Ausſprache

Der belgiſche Wirkſchaftsplan

Als die Staatsmänner nach Lauſanne gingen, ſchätzten
ſie die Dauer dieſer Konferenz auf zehn, höchſtens auf
vierzehn Tage. Die erſten zehn Konferenztage ſind vor
über, und die beiden wichtigſten Konträhenten dieſer
Konferenz, der deutſche Reichskanzler und der fran
öſiſche Miniſterpräſident, konnten doch nur Abſtecher in
hre heimiſchen Hauptſtädte machen, konnten noch nicht

den Konferenzort verlaſſen. Waren dieſe Wochenend
fahrten, war dieſe Verſchiebung des Konferenzabſchluſſes
ein günſtiges oder ein ungünſtiges Zeichen? Daß man ver
ſucht zuſammenzukommen, daß man einen ſchroffen Ab-
bruch der Beſprechungen vermeiden will, kann zunächſt nicht
ungünſtig beurteilt werden. Es müſſen Anhaltspunkte dafür
vorhanden ſein, daß man doch noch eine Annäherung zu
ſtande bringen könnte, wenn man Wert darauf legt, ſich
wieder zu treffen. Die deutſch- franzöſiſche Ausſprache, die
zwiſchen Papen und Herriot nach tagelanger Vermittlungs
arbeit MacDonalds endlich ſtattfand, ſollte nach den Parolen,
die die Delegation beider Länder ausgaben, den Wende-
punkt der Konferenz bedeuten. Entweder ſollte ſie zur end
gültigen Abreiſe beider Staatsmänner führen oder die Mög-
lichkeit einer Verſtändigung aufweiſen. Die Tatſache, daß
Papen und Herriot heute wieder nach Lauſanne zurückkehren,
liefert den Beweis, daß dieſe Annäherungsmöglichkeit ge
funden iſt. Zunächſt kann man nur feſtſtellen, daß die Kon
ferenz ſelbſt vielleicht etwas beſſere Ausſichten hat, als der
ſofortige Abbruch der Verhandlungen bedeutet haben würde,
aber was von den Ausſichten der Konferenz gilt, gilt noch
nicht von den Ausſichten Deutſchlands in dieſen Reparations
verhandlungen. Taktiſche Momente, wie die Beachtung ge
wiſſer diplomatiſcher Höflichkeiten, die Rückſichtnahme auch
auf die Vermittler, die ja, gleichviel ob man an England,
an Amerika oder an Belgien denkt, zahlreich aufgetreten
ſind, können den Abbruch der Konferenz einſtweilen ver
hindert haben. Was man von poſitiven Plänen bis jetzt
hörte, erweckt jedenfalls nicht den Eindruck, daß man ſchon
eine Annäherung erzielt hät. Das gilt nicht nur für die fran
zöſiſchen Pläne, von Deutſchland nach drei bis fünfjähriger
Ruhe eine Abſchlagszahlüung herausholen zu können, die
hypothekariſch geſichert werden ſoll, auch für das Projekt des
belgiſchen Miniſters Francqui gelten Bedenken, wenn freilich
auch dieſer Plan zweifellos eine großzügige Anlage hat
und an manche Vorſchläge erinnert, die auch von deutſcher
Seite gemacht wurden.

Francquis Plan läuft darauf hinaus, das wirtſchaft
ciche, währungspolitiſche und kreditpolitiſche Mißtrauen, das
die Beſeitigung der Kriſe erſchwert, dadurch auszuſchalten,
daß man die vorhandenen internationalen Wirtſchaftskräfte
konzernmäßig zuſammenfaßt, und daß dieſer internationale
Konzern Garantien für die am ſchlechteſten geſtellten Staa
ten und Wirtſchaften übernehmen ſoll. Einen ganz ähnlichen
Vorſchlag hatte ſchon der Generaldirektor der J. Farben,
Geheimrat Schmitz, vor einiger Zeit gemacht, und tatſächlich
könnten Goldzertifikate eines internationalen Jnſtitüts den
beſonders notleidenden Ländern für einige Zeit helfen
Schärfſte Prüfung wäre aber ſchon notwendig, ſoweit das
ſpezielle deutſche Kapitel des ganzen Planes in Betracht
kommt. Die Zuſammenfaſſung aller deutſchen kommunalen
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müßte

J und ſtaatlichen Betriebe in einer zentralen Geſellſchaft wurde
ſicherlich auch Finanzierungsmöglichkeiten bieten, aber die
Uebernahme von Anteilen einer ſolchen Geſellſchaft würde in
erſter Linie Frankreich zufallen, das als einziger europäiſcher
Staat noch in der Lage iſt, größere Geldbeträge feſtzulegen.
Es iſt gewiß begrüßenswert, wenn der Plan Francquis eine
Bevorzugung des deutſchen Beſitzes, alſo eine Art Kredit für
Deutſchland vorſieht, denn ein ſolcher Kredit würde viel zur
Belebung der deutſchen Wirtſchaft beitragen, aber die augen
blicklichen, rein konjunkturellen Vorteile eines ſolchen Planes
dürfen nicht darüber hinwegtäuſchen, daß ſchon die Jnan-
ſprüchnahme Frankreichs als Geldgeber und mehr wohl noch
die Tatſache, daß der ganze Plan zweifellos in Zuſammen
arbeit mit franzöſiſchen Politikern hergeſtellt iſt, daß es ſich
wieder um ein Mittel handelt, deutſche Reparationszahlungen
zu mobilieren. Der Plan Francquis erſcheint unter dieſem

Geſichtspunkt als ein zwar wirtſchaftlich großzügiges, aber
politiſch recht gefährliches Jnſtrument, das den Zweck haben
ſoll, Deutſchland eine Atempauſe für die Aufbringung neuer
Zahlungen, nicht aber etwa die endgültige Befreiung von
Reparationen zu bringen, und die Vorteile des Planes kön-
nen lediglich den Zweck haben, dieſe Atempauſe ſo kurzfriſtig
wie möglich zu geſtalten

Als das wichtigſte Moment in dem Gang der bisherigen
Verhandlungen erſcheint unter dieſen Umſtkänden, daß von
allen Seiten immer mehr die allgemeinen wirtſchaftlichen
Zuſammenhänge mit in den Kreis der Betrachtungen ge
zogen werden und daß man zu internationalen wirtſchaft
lichen Hilfsaktionen zu kommen ſcheint. Auch die Abneigung
der bisherigen Gläubigerſtgaten gegen ſolche Maßnahmen
ſcheint zu verſchwinden. Es iſt nur logiſch, daß unter dieſen
Umſtänden die deutſche Delegation auch bereits die Frage
aufgeworfen hat, ob und in welcher Form die Auslands-
ſchulden der deutſchen Privatwirtſchaft abgewertet werden

iner niedri ſis die vertragsmäßigen
Rahmen eparationspläne hinaus entwickeln
Lauſanner Verhandlungen zu einer Art europäiſcher Wirt
ſchaftskonferenz, noch ehe das Programm für die in London
geplante Weltwirtſchaftskonferenz feſtſteht. Das führende
Moment in dieſer zunehmend wirtſchaftlichen Betrachtung
der internationalen Probleme iſt das ſtarre Feſthalten
Frankreichs an der Forderung, daß in irgendeiner Form
doch noch Reparationsverpflichtungen beſtehenbleiben ſollen,
und über die Möglichkeiten dieſes Hindernis zu beſeitigen,
wollte ſich wohl der Reichskanzler von Papen mit ſeinen
Kollegen ausſprechen, als er für wenige Stunden nach
Berlin kam.

Herriot bleibt feſt
Feine Einigung in der Tributfrage. Jmmer neue

Schwierigkeiten
Lauſanne, 25. Juni.

Aeber die Beſprechungen der deutſchefranzöſiſchen Mi
niſter wird bekannt, daß Herriot uneingeſchränkt an dem
franzöſiſchen Standpunkt feſthält. Aeber die bisherige
Stellungnahme hinausgehend, meldete er ſogar den an
geblich „legitimen Anſpruch auf weitere deutſche Sri
butzahlungen auf der Grundlage des NPoungplanes an.

In deutſchen Kreiſen beſteht der Eindruck, daß die
tark geſchwächte innerpolitiſche Stellung des Kabinetts
Herriot den franzöſiſchen Miniſterpräſidenten zu immer
ſchärferen und radikale ren Forderungen in der Tri
dutfrage treibt. Die deutſche Vegierung ſtößt in den
gegenwärtigen Verhandlungen ſtändig auf neue große
Schwierigkeiten, da die franzöſiſche Regierung nicht da s
geringſte Jntereſſe für die wachſende Bedrohung
der geſamteuropäiſchen Wirtſchaft und die außerordent
liche Notlage Deutſchlands Zeigt und ſich jeder Erkennt
nis des wahren Ernſtes der heutigen Lage verſchließt.

Von deutſcher Seite iſt in allen Beſprechungen im
mer wieder darauf hingewieſen worden, daß weitere
Dributzahlungen unvermeidlich zu einem völligen Zu
ſammenbruch nicht nur der deutſchen, ſondern der ge
ſamt europäiſchen Wirtſchaft führen würden und daß die
deutſche Vegierung in der Tributfrage

unter gar keinen Umſtänden ein Kompromiß
annehmen werde. Die franzöſiſche Regierung muß ſo
mit über den deutſchen Standpunkt in der Tributfrage
ſetzt endlich vollſtändig im klaren ſein.

Trotz der faſt hoffnungsloſen Lage werden die Ver
handlungen noch weiter fortgeführt.

Während der Abweſenheit des Veichskanzlers ſind
zahlreiche Beſprechungen vorgeſehen. Der Veichsaußen
miniſter wird ſo z. B. längere Unterredungen mit Mac-
donald und Grandi führen.

Die zweite Sitzung
Das über die Nachmittagsſitzung der deutſchefran

zöſiſchen. Konferenz ausgegebene Communiqué hat fol
genden Wortlaut:

„Die deutſche franzöſiſchen Beſprechungen ſind heute
nachmittag fortgeſetzt worden. An ein Expoſe des fran
zöſiſchen Finanzminiſters Germain-WMartin ſchloß ſich ein
Gedankenaustauſch mit dem gleichermaßen von beiden
Seiten betonten Beſtreben, alle Seiten des aufgeworfenen
Problems gründlich zu prüfen. Die nächſte Zuſammen
kunft wird Montag, den 27. Juni, 161 Ahr ſtattfinden.

Es iſt vereinbart worden, daß jetzt unverzüglich Be
ratungen der Finanz ſachverſtändigen der deutſchen und
franzöſiſchen Abordnung ſtattfinden ſollen, die die Mon
tagsſitzung vorzubereiten haben.

De deutſchfranzöſiſche Beſprechung
Gemeinſame Sitzung der beiden Delegakionen.

Lauſanne, 25. Juni.
Hie mit Spannung erwarkeke gemeinſame Beſprechung

zwiſchen der deutſchen und der franzöſiſchen Regierung auſ
der Tributkonferenz hat pünktlich um 10 Ahr mit einem Be
ſuch des Reichskanzlers von Papen bei dem franzöſiſchen Mi
niſterpräfidenken Herriot im Palace- Hotel begonnen.

Anſchließend fand um 10.30 Uhr die nach Abſchluß der
engliſch franzöſiſchen Verhandlungen beſchloſſene gemeinſame
Sitzung der deutſchen und der franzöſiſchen Abordnung ſtatt
an der von deutſcher Seite der Reichskanzler, Reichsaußen-
miniſter von Neurath, Reichsfinanzminiſter Schwerin
Kroſigk, Reichswirtſchaftsminiſter Warmbold ſowie Staats
ſekretär von Bülow keilnahmen, von franzöſiſcher Seite der
Miniſterpräſident, der Handelsminiſter Durand, der Finanz-
miniſter Germain-Martin, der Unterſtaatsſekretär des Aus
ne Paganon, und der radikalſozialiſtiſche Abgeordnete
Bonnet.

Reichsbankpräſident Luther, der ebenfalls in Lauſanne
erwartet wird, hat ſich auf eigenen Wunſch nach Lauſanne
begeben, um ſich über den Gang der Verhandlungen zu un
kerrichten und nokfalls bei der Behandlung der Deviſen und
Währungsfragen zur Verfügung ſtehen.

Eine amtliche Mitteilung
Der Reichskanzler und der franzöſiſche Miniſterpräſiden

verließen als erſte den Sitzungsſaal und wurden von allen
Seiten von den Preſſevertretern beſtürmt, weigerten ſich je
doch, irgendwelche Mitteilungen zu machen. Ueber die

itzung wurde ende amtliche Verlautbarung ver

de Abor neterſten Arbeitsſitzung zuſammengekreken, in der der deutſche
Reichsfinanzminiſter Graf Schwerin Kroſigk einen eingehende
Bericht über die geſamte wirtſchaftliche und finanzielle Lagt
Deutſchlands erſtätkete. Eine zweite Sitzung findet nachmilkag
ſtatt.

Die Vormittagsſitzung iſt ausſchließlich mit dem großen
Bericht des Reichsfinanzminiſters Graf SchwerinKroſigl
über die Finanz Und Wirtſchaftslage Deutſchlands angefüllt
geweſen. Keiner von den übrigen deutſchen oder franzöſiſchen
Miniſtern hat das Wort ergriffen, da der Bericht des Grafen
Schwerin die geſamte Vormittagsſitzung ausfüllte. Somit iſt
in der Sitzung bisher noch keinerlei Entſcheidung in der
einen oder anderen Richtung gefallen

Ernſte und geſpannte Lage
Jnkerne Beſprechungen in Lauſanne.

Lauſanne, 26. Juni.
Der ſitzungsfreie Sonnabend iſt auf der Reparations

konferenz nach der Abreiſe von Papens und Herriots haupt-
ſächlich internen Beſprechungen innerhalb der einzelnen Ab
ordnungen gewidmet. Reichsaußenminiſter von Neurath
wurde von MacDonald zu einer Unterredung in das Hotel
Begaurivage gebeten

Es beſteht der Eindruck, daß hierbei von deutſcher Seite
ein gewiſſes Befremden über die Halkung der engliſchen Re
gierung in der Reparakionsfrage zum Ausdruck gebracht
wurde, da die engliſche Regierung enkgegen ihren urſprüng-
lichen Verſprechungen jetzt ihre Haltung fortgeſetzt änderk,
ohne ſelbſt für die von ihr als notwendig erkannte ſoforkige
Regelung der Reparationen energiſch einzukreken.

Der italieniſche Außenminiſter Grandi hat ferner Mac
Donald eine Denkſchrift über den italieniſchen Standpunkt
in der Reparationsfrage übermittelt, deren Jnhalt eine weit
gehende moraliſche Unterſtützung der deutſchen Auffaſſung
darſtellt:

Die italieniſche Denkſchrift geht von den Erklärungen
Muſſolinis aus und bekont die Nokwendigkeit einer ſo
fortigen Streichung aller Reparationen als erſte Vor
ausſetzung einer Wiederherſtellung des allgemeinen

Verkrauens.
Der Eindruck der außerordentlich ernſten und geſpannten
Lage der Konferenz hält uneingeſchränkt an. Man verhehlt
ſich jetzt nicht, daß die Konferenz nach zehntägigen Verhand
lungen nicht einen Schritt vorwärtsgekommen iſt und die
Beratungen ſich immer noch auf die Darſtellung der Not
lage der deutſchen Wirtſchaft beſchränken, obwohl hierüber
von deutſcher Seite vom erſten Tage an völlige Klarheit
gegeben iſt.

Die große Darſtellung der deutſchen Finanz und Wirt
ſchafkslage durch den Reichsfinanzminiſter Graf Schwerin
Kroſigk hat in allen inkernakionalen Kreiſen einen nachhal-
tigen Eindruck hervorgerufen.

Sogar in franzöſiſchen Kreiſen wird die außerordent
liche Klarheit und Sachlichkeit der Darlegungen des Reichs
finanzminiſters? ſowie die ruhige, überzeugende Form ſeiner
Ausführungen hervorgehoben. Zum erſten Male ſpendet
ſogar die hieſige und Genfer franzöſiſche Preſſe dem deut
ſchen Finanzminiſter uneingeſchränktes Lob, der als einer
der erſten Sachverſtändigen nicht nur Deutſchlands ſondern
auch Europas erklärt wird,



Preußiſcher Landtag
„Chicago Ausſchuß Bernhard Weiß“ eingeſetzt.

Berlin, 25. Juni.
Jm Preußiſchen Landtag wurde der Antrag des Ge

ſchäftsordnungsausſchuſſes auf Verſagung der Genehmigung
zur Strafverfolgung von etwa 50 nationalſozialiſtiſchen
Abgeordneten angenommen. Ohne Ausſprache wurde die
dritte Leſung der politiſchen Amneſtie erledigt. Die Abſtim-
mungen finden ſpäter ſtatt.

Abg. Dr. Freisler (Nat.-Soz.) brachte ferner einen An
krag ein, in dem erklärt wird, es ſei in Kreiſen der Berliner
Kriminalpolizei ein offenes Geheimnis, daß der Berliner Po
lizeivize präſident Bernhard Weißß Mitkorganiſakor und
Schützer von Berliner Spielklubs ſei, an denen er geldlich
inkereſſiert ſei, und in denen er milſpiele.

Der Redner beantragte die ſofortige Einſetzung eines
Anterſuchungsausſchuſſes zur Prüfung dieſer Vorwürfe. Der
Ausſchuß ſolle den Namen führen „Chicago Ausſchuß Bern-
hard Weiß“. Der Ausſchuß wurde eingeſetzt. Er beſteht aus
29 Mitgliedern.

Bei den endgültigen Abſtimmungen zur Amneſtievorlage
wurde dieſe im weſenklichen nach den Beſchlüſſen zweiker Le
ſung mik den Stimmen der Nationalſozialiſten, Deutſch
nationalen und Kommuniſten endgültig verabſchiedet. Die
ſchweren Delikte, wie u. a. die Verbrechen gegen das Leben,
die Verbrechen der ſchweren Körperverletzung und des ſchwe
ren Raubes ſind von der Amneſtie ausgeſchloſſen.

Jm weiteren Verlauf der Abſtimmungen findet ein
Ausſchußantrag Annahme, auf die Reichsregierung einzu
wirken, die öſtlichen Landesgrenzen gegen den Zuzug der
polniſchen Arbeiter weiterhin zu ſperren. Durch eine Beſei-
tigung der anonymen Kapitalgeſellſchaften und ſcharfe ſtaat-
liche Kontrolle des Bank- und Börſenweſens ſoll die verant
wortungsloſe Spekulation mit den volkswirtſchaftlichen Gü-
kern der Nation unterbunden werden.

Der im Ausſchuß angenommene Ankrag, auf die Reichs
regierung dahin einzuwirken, daß im Zuſammenhang mit
der Arbeitsbeſchaffung die Arbeitsdienſtpflicht einzuführen
ſei, wird mit 200 Stimmen gegen 198 Stimmen der Natio-
nalſozigliſten, Deutſchnationalen und Deutſchen Volksparke
abgelehnt.

Nach den Abſtimmungen ſetzte der Landtag die Aus
ſprache über die kulturpolitiſchen Anträge der Parteien
fort, an der ſich u. a. die Abg. Nölting (Soz.),
Lauſcher (Ztr.), Stadtler (Dntl.) und Frau von
HKuleſza (DVP.) beteiligten.

Jm weiteren Verlauf der Debatte nahmen noch das
Wort Abg. Schallock (Soz.), Abg. Lauſcher (Ztr.), Abg.
Bäſtlein (Komm.), Abg. Dr. Stadtler (Dntl.), Abg.
Dr. Veidt (Chr.-Soz.) und Abg. Peperkorn (Natſoz.).

Die kulturpolitiſche Debatte wurde von den Abgg.
Frau Dr. Wegſcheider (Soz.), Dr. Lauſcher, Dr. Bieſter
(HeutſchHann.), Borck (Dutl.) und Kickhöffel (Dntl.)
zu Ende geführt.

Die Sitzung dauerte bis in die ſpäten Nachtſtunden.

Skeuerprogramm der Nationalſozialiſten.
Jm Preußiſchen Landtag hat die nationalſozialiſtiſche

Fraktion einen umfaſſenden Steuerantrag eingebracht, in
Dem die Staatsregierung erſucht wird, bei der Reichsregie

rung aufs dringlichſte vorſtellig zu werden, ſofort durch Not
verordnung eine Aenderung der Einkommenſteuerſtaffelung
zu erreichen.

Der ſteuerfreie Einkommenskeil ſoll von 720 auf 2400
RM. erhöht werden, für Ehefrau und unkerhaltksberechtigte
Kinder von acht auf zwölf v. H. und von bisher höchſtens
600 RM. auf nunmehr höchſtens 2100 RM. Die Einkom
mensſteuer bei Einkommen bis zu 8000 RM. ſoll von 10
auf 8 v. H. des Einkommens ermäßigt werden. Die bisher
12 prozentige Einkommenſteuer bei Einkommenstkeilen von
8000 bis 12 000 RM. ſoll beſtehen bleiben; dagegen ſoll bei
den Einkommensteilen über 12 000 RM. folgende Skaffe
lung einkreken: die Skeuer ſoll erhöht werden bei Einkom
men bis 16 000 RM. von 15 auf 20 v. H., bis 20 000 RM.
von 20 auf 25 v. H., bis 28 000 RM. von 25 auf 325 v. H.,
bis 46 000 RM. von 30 auf 45 v. H. und bei Einkommer
über 46 000 RM. auf 80 v. H.

Ferner ſoll durch Reichsgeſetz die volle Erfaſſung der
Gewinne von Kapitalgeſellſchaften, insbeſondere Großban-
ken, Truſts und Konzernen mindeſtens in Höhe der Ver
ſteuerung der einkommensſteuerpflichtigen Einkommen unter

entſprechender Erhöhung der Körperſchaftsſteuer gewähr-
leiſtet und durchgeführt werden

Nach erregter Ausſprache nahm das Haus den national
ſozialiſtiſchen Antrag auf Aufhebung des Verbots der poli
tiſchen Aufzüge und Anſammluüngen mit den Stimmen der
Nationalſozialiſten, der Deutſchnationalen und Kommu-
niſten an.

Die Sitzung fand am Sonnabend früh 5.30 Uhr ihr
Ende, womit eine in der Geſchichte der deutſchen Parlamente
noch nicht dageweſene Sitzungsdauer von 1838 Stunden zu
verzeichnen iſt. Gegen Schluß der Beratungen herrſchte im
Haus weit über 200 Abgeordnete hielten durch ſchon
eine recht gehobene Stimmung, die ſich beſonders in gegen
ſeitigen Zurufen ſche der Art äußerte. Die nächſte
Sitzung, deren Tage nung der Präſident im Einverneh
men mit dem Aelteſtenrat feſtſetzen wird, findet am 6.
Juli ſtatt.

Schritte der 5DA P bei Reichsmini

Berlin, 26. Juni.
Eine Abordnung von Mitgliedern der naklionalſozialiſti-

ſchen Fraktion des preußiſchen Landtages begab ſich zu dem
Reichsminiſter des Jnnern, um ihm aus den verſchiedenſten
Gebieten zahlreiche Fälle von Ueberfällen auf Parkeiange-
hörige mikzuteilen und darüber eingehendes Malkerial per
fönlich zu überreichen.

Wie der „Preußiſche Preſſedienſt der NSDAP“ mitteilt,
hat der Vertreter des Reichswehrminiſteriums, Oberſt von
Bredow, einige Vertreter der nationalſozialiſtiſchen
preußiſchen Landtagsfraktion empfangen. Dieſe gaben der
erregten Stimmung der nationalſozialiſtiſchen Organi-
ſationen wegen der Untätigkeit der verantwortlichen Be
hörden ſchärfſten Ausdruck. Die Führer wieſen beſonders
darauf hin, daß ſie es ſich einfach nicht länger gefallen laſſen
würden, daß täglich unter den Augen der preußiſchen Polizei
Dutzende von SA-Leuten viehiſch ermordet oder ſonſt zu
ſammengeſchlagen würden. Der Chef des Miniſteramtes er-
klärte, daß er die Beſchwerde in der nächſten Kabinettsſitzüng
nachdrücklichſt behandeln wolle und ſagte eine entſprechende
Abhilfe zu.

Zu dem Empfang der Abordnung der nationalſozialiſti
ſchen Fraktion des preußiſchen Landtags beim Reichsinnen
miniſter ſagt der Preſſedienſt weiter: „Die nationalſoziatiſti
ſchen Vertreter verlangten, daß das Reichsinnenminiſterium
aufs ſchärfſte gegen die intellektuellen Urheber der Mordhetze
im Karl Liebknechthaus in Berlin vorgehen ſolle, damit die
Nationalſozialiſten nicht in ihrer Verzweiflung von dem
Notwehrrecht gegenüber den Mordbuben Gebrauch machten

Der Bericht des Preſſedienſtes ſpricht weiter von einem
verſteckten Zuſammenſpiel zwiſchen SPD und KPDJD in der
antifaſchiſtiſchen Einheitsfront und ſchließt: „Reichsinnen
miniſter Freiherr von Gayl nahm die Mitteilungen der
nationalſozialiſtiſchen Landtagsfraktion zur Kenntnis und
verſprach, die geeigneten Schritte zur Wiederherſtellung der
geſetzlichen Zuſtände ſchon innerhalb von 24 Stunden vor-
zunehmen. Man darf alſo annehmen, daß zunächſt der ge
ſchäftsführende preußiſche Jnnenminiſter zur Berichterſtat
tung zum Reichsinnenminiſter befohlen werden wird. Die
Aufhebung des Demonſtrationsverbotes in ganz Deutſchland

ſterien

wurde bis ſpäteſtens Mitte nächſter Woche mit aller Be

Die Stellung des Reichsinnenminiſteriums
Das Reichsinnenminiſterium wendet ſich gegen die Be

haupkung, daß es in ſeiner Haltung gegenüber den Ländern
ſchwankend geworden ſei. Es könne damit gerechnet wer
den, daß die Entſcheidung über die einheitliche Regelung des
Tragens von Uniformen und der Demonſtrakionserlaubnis
elkwa MNitke nächſter Woche fallen werde, nachdem der Ter
min, bis zu dem die Ankworken der Länder vorliegen ſoll
ten, zunächſt der Monkag und wegen der veränderten Reiſe
dispoſitionen des Kanzlers der Dienstag nächſter Woche war.

Jm Zuſammenhang mit den mehrfach dementierten Ge
rüchten über die Verhängung des Ausnahmezuſtandes wird
von zuſtändiger Stelle erklärt, die Länderregierungen trü-
gen wie bisher für die Aufrechterhaltung von Ruhe und
Ordnung die volle Verantwortung. Das Ziel der ganzen Be
ſprechungen mit den Ländern ſei geweſen, daß es, allgemein
geſprochen, Uniform und Demonſtrationsverbote nicht geben
ſolle, daß aber die Polizei die Befugnis haben ſolle, das zu
tun, was zur Aufrechterhaltüng von Ruhe und Ordnung
erforderlich ſei. Die Polizei würde auch in Zukunft in jedem
einzelnen Falle die Möglichkeit haben, bei drohender Gefahr

Kundgebungen zu verbieten

ſozialiſtiſche Regierung ſei.

e
(48. Fortſetzung.) (Nachdruck verboten.)

Chriſta blickte der Frau entſetzt ins Geſicht:
„IJch verſtehe das alles nicht.
„Kommen Sie nur herein“, ſagte die Frau, „ich werde

shnen die Zeitung geben!“
Chriſta trat zögernd näher. Aber die Frau gab ihr

zar nicht die Zeitung, ſondern zog es vor, ſelber zu er
ſählen.

Honsbruck habe ſich erſchießen wollen. Sie deutete ſein
Anglück mit der geſtohlenen Droſchke an. Ja und
m Augenblick des Abdrückens ſei ſein Ellenbogen, den er
zuf die Tiſchkante aufgeſtützt hatte, abgerutſcht. Die Kugel
war durch die Tür geſchlagen und hatte der zufällig im
Rebenzimmer weilenden Wirtin den Arm zerſchmettert.
Ein furchtbares Hallo ſei das im Hauſe geweſen. Den Täter
hatte man gleich verhaftet und abgeführt.

„UAnd man hat ihn verurteilt?“ fragte Chriſta
atemlos

Die Frau kratzte eine Pfanne aus, in der ſie Kar
coffeln gebraten hatte.

„Selbſtverſtändlich! Der hatte ja ohnedies noch zwei
Fahre abzubrummen. Vonwegen fahrläſſiger Tötung. Bei
einem Autounfall!“

„Davon habe ich nichts gehört,“ ſchaltete Chriſta ein.
„Und nun

„Nun hat er noch ein Jahr dazubekommen und die
Strafe ſofort antreten müſſen!“

„Jch danke Jhnen für die Auskunft!“ ſagte Chriſta und
oeräbſchiedete ſich haſtig. Unverzüglich begab ſie ſich zum
Gefängnis. Fragte nach Honsbruck.

„Ach der mit dem Holzbein?“ fragte der Pförtner
gleich, an den ſie ſich wandte „Ein Beſuch iſt vorläufig
gusgeſchloſſen.“

„UAnmöglich 2“
„Unmöglich!“
Trotz alledem machte Chriſta noch einen Verſuch. Sie

drang bis zum Direktor vor, konnte aber auch dort
nichts erreichen und mußte ſchließlich unverrichteter Dinge
gehen.

Unterwegs dachte ſie nach, wie ſchrecklich dieſer Mann
vom Schickſal heimgeſucht wurde.

Zu gerne hätte ſie ihn geſehen ohne ſich Rechenſchaft
darüber ablegen zu können, warum ihr eigentlich ſo viel
daran gelegen war. Sie kannte ihn ſchließlich nur nach
Schilderungen anderer, hauptſächlich durch Löwenberg.
Demgemäß war er ein Sonderling, aber auch ein höchſt
anſtändiger, in ſeiner Art wertvoller Menſch, der, wie ſie
wußte, anderen im ſtillen ſchon viel geholfen hatte.

Nun er ſelber im Unglück ſaß, gab es wohl niemanden,
der ihm half. Sie wußte nur allzu genau, wie grauſam
und rückſichtslos in dieſer Beziehung das Leben war
hatte auch ſoviel Klugheit, genau einzuſehen, daß all ihre
vielen guten Freunde und Freundinnen, die ſich jetzt an ſie
wendeten, weniger ihre Perſönlichkeit als ihren Ruhm und
ihr ſchönes Einkommen im Auge hatten und deshalb gab
ſie auf die ganze Geſellſchaft nichts. Ja ſie hatte ſo
gar, ſeit ſie berühmt geworden, eine gewiſſe ſpöttiſche Art
angenommen, wenn ſie neue Bekanntſchaften machte, wo
durch ſie Diſtanz hielt.

Mand fand es heutzutage ſehr ſelten, daß ein Menſch
einem anderen ſelbſtlos half.

Aber Honsbruck war ein Menſch, der ihr tatſächlich ein
mal ganz ſelbſtlos geholfen hatte, als er ſte damals nächt
licherweiſe nach Hauſe fuhr. Das konnte ſie ihm nicht ver
geſſen. Er war nicht ein Mann, der jede Gelegenheit aus
nützte. Er hatte Charakter.

Dieſe Erkenntnis, die ſie aus ihrem Gefühlsleben her
vorholte, war es, was ihn ihr ſo ſympathiſch machte, und
weshalb ſie jetzt aufrichtiges Mitleid mit ihm empfand,

Als ſie nach Hauſe kam, fand ſie eine Karte des Aſſeſſors

Eine Auslaſſung des heſſiſchen Staatspräſidenten
Nach einer Mitteilung der amtlichen heſſiſchen Preſſe

ſtelle erklärte Staatspräſident Dr. Adelung, in Heſſen be
ſtehe ein Uniformverbot nicht mehr. Das Demonſtrations
verbot habe ſich mit Rückſicht auf blutige Zuſammenſtöße
während der Heſſenwahl aber als notwendig gezeigt. Die
Befürchtungen, die auch die heſſiſche Regierung an die Auf
hebung des SA.- und -Uniformverbots durch das Reichs
kabinett geknüpft habe, ſeien leider in Erfüllung gegangen
Es ſei charakteriſtiſch, daß die nationalſozialiſtiſchen Kreiſe,
die ſich in hetzeriſcher Weiſe hervortun, nunmehr für ihre
Privatarmee das Recht des Selbſtſchutzes verlangen. Dann
ſelbſtverſtändlich würden auch alle anderen Orgäniſationen
dieſes Recht für ſich in Anſpruch nehmen. Der Reichspräſi
dent von Hindenburg habe die Aufhebung des Uniform- und
des SA.Verbots an die Vorausſetzung geknüpft, daß die
Meinungskämpfe ſich dann in ruhigeren Bahnen abſpielen
und Gewalttätigkeiten vermieden würden. Wenn ſich ſeine
Erwartungen nicht erfüllen ſollten, ſo ſei er entſchloſſen,
gegen Ausſchreitungen jeder Art vorzugehen. Die Erwar-
tungen des Herrn Reichspräſidenten hätten ſich nicht erfüllt.
Man dürfe nunmehr erwarten, daß der Herr Reichspräſi
dent, der parteipolitiſch nach keiner Seite hin gebunden ſei,
die Gefahr erkenne und jetzt ſeine Maßnahmen treffe.

Adolf Hitler zum innerpolitiſchen Arnſchwung
München, 26. Juni.

Adolf Hitler ſprach in dem ſchon eine Stunde vorher
völlig überfüllten Zirkus Krone. Er wies auf den inner-
politiſchen Umſchwung der letzten acht Wochen hin und
ſtellte mit Genugtuung feſt, daß es gerade der Reichspräſi
dent v. Hindenburg geweſen ſei, der die Wiederherſtellung
des Rechts vollzogen habe. Zentrum und Sozialdemokratie
hätten das Glück, daß die heutige Regierung keine national

Bayeriſche Miniſter ſeien es
geweſen, die noch vor wenigen Wochen in Berlin verlangt
hätten, daß von Reichs wegen gegen die Nationalſozialiſten
noch ſchärfer eingeſchritten werde, daß man die SA verbiete
Hitler wies dann auf die weſen der nationalſozigliſti
ſchen Fraktion aus dem bayeriſchen Landtag hin und er-
klärte, daß ſich die Partei dieſe Methode der Rechtsſprechung
nicht mehr gefallen laſſen würde. Die Bayeriſche Volkspartei
habe im Verein mit Zentrum und Sozialdemokratie 13 Jahre
lang die Hoheitsrechte der Länder verwirtſchaftet. Die
NSDAP werde zunächſt wieder einmal die moraliſche Vor
ausſetzung für ſolche Rechte dadurch ſchaffen, daß ſie ſich be
mühe, die einzelnen deutſchen Länder in einen edlen Wett-
bewerb untereinander zu bringen und die Wiederaufer-
ſtehung der deutſchen Nation, und ſie hoffe, daß in dieſem
Wettbewerb Bayern mit an der Spitze marſchiere. Bezüg-
lich der Koalition mit anderen Parteien erklärte Hitler, daß
die Nationalſozialiſten es ablehnen müßten, die Politik der
Parteien weiterzuführen. Die Nationalſozialiſten ſeien be
reit, die volle Verantwortung zu übernehmen, und könnten
das tun, wenn das Volk am 31. Juli ſeine Pflicht erfülle.

Kerrls Antwort an Adenauer
Der Präſident des Preußiſchen Landtags, Kerrl, hat das

Schreiben des Staatsratspräſidenten Dr. Adenauer, das ſich
mit der Stellung des Landtagspräſidenten und des Staats
ratspräſidenten in dem ſogenannten Dreier- Ausſchuß be
ſchäftigte, u. a. wie folgt beantwortet: Wenn ich in meinem
Schreiben an den ſtellvertretenden Herrn preußiſchen Mini-

ſterpräſidenten mich als den „einzig legitimierten Vertreter
des DreierAusſchuſſes“ e ſo war das ſelbſtver
ſtändlich nur für den vorliegenden Fall gemeint, weil es ſich
um die Regierungsneubildung handelte, die nur ſo war
ja auch die Meinung des Herrn Reichskanzlers durch den
Landtagspräſidenten in Fluß gebracht werden konnte, und
die eine Berufung des Dreier-Ausſchuſſes, in dieſem Fall
durch mich, zur Folge haben konnte. Jm übrigen ſtimme ich
durchaus Jhrer Meinung, ſehr geehrter Herr Staatsrats-
präſident, zu, daß die Mitglieder des Dreier- Ausſchuſſes
nebeneinander gleichberechtigt ſind und jeder von ſich aus
den Zuſammentritt des Ausſchuſſes verlangen kann.

Bayerns Entſcheidung
Eine Abſage an den Reichsinnenminiſter

Berlin, 26. Juni
Jm Bayeriſchen Landtag gab Miniſterpräſident

Dr. Held namens der bayeriſchen Staatsregierung
eine längere Erklärung ab, in der er einleitend

vor. Wann er ſie ſprechen könne? Er ſei entlaſſen.
Sie ſetzte ſich ſofort mit ihm in Verbindung Schließ-

lich ſaßen beide in einem kleinen Café zuſammen.
Nick ſchien um Jahre gealtert. Seine Züge warev

gramdurchfurcht, die Augen blickten müde und leer.
„Was ſoll ich jetzt tun? Was ſoll ich anfangen?“ fragte

er. „Nun bin ich ein Ausgeſtoßener verfemt, vor-
beſtraft!“

Chriſta legte freundlich ihre Hand auf die ſeine.
„Du mußt nicht verzweifeln, Fritz! Jch werde dir hel-

fen, eine neue Exiſtenz aufzubauen.“
Er hob langſam das Glas empor und nippte an den

Wein, den ſie ihm hatte vorſetzen laſſen.
„Jch wüßte nicht, was ich beginnen ſollte“, ſetzte en

wieder an, „in meinem eigentlichen Beruf werde ich keine
Stellung mehr finden!“

„Ueberlaſſe das nur mir“, erwiderte Chriſta, „vor-
läufig werde ich für dich ſorgen. Du brauchſt dir alſo kein
Gedanken zu machen. Haſt du ſchon ein Unterkommen ge
funden

„Ja. Ein möbliertes Zimmer in der Emilienſtraße.“
„Genaue Adreſſe 2“
„24. Gartenhaus, 4. Stock.“
„Anſtändig. Sauber?“
„Sehr primitiv!“
„Wirſt du ſofort wieder kündigen Jch werde dir etwas

Beſſeres beſorgen
Er blickte ſie groß und fragend an.
„Jch verſtehe nicht ſagte er langſam, „d.

du noch ſo zu mir ſein kannſt
„Jch will dir helfen Weiter nichts Und bitte dich, da

zu tun. was ich dir rate.“
Er drückte ihr innig und dankbar die Hand. Dann

trennten ſie ſich
(Fortſetzung folgt.
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Des Frauenherzens, ſchönſte Blüte,
des Weibes Krone iſt die Güte



wenn irgendmöglich die Grundlage für eine Ver
ſtändigung zu ſchaffen, habe die bayeriſche Staats
regierung das Erſuchen des Reichsinnenminiſters,
dem Ernſt der Lage entſprechend, ſorgfältig und
ohne jede Voreingenommenheit geprüft. Das Ge
ſamtminiſterium habe nach eingehenden Beratungen
einſtimmig beſchloſſen, daß es nicht in der Lage ſei,
dem Erſuchen des Reichsinnenminiſters zu ent
ſprechen.

Zur Begründung des Ablehnungsbeſchluſſes führte Mi
niſterpräſident Held folgendes an: Zu dieſem Beſchluß ſei
das Geſamtminiſterium aus Rechtstiteln und ſachlichen Er
wägungen gelangt. Die Rechtsgrundlage der bayeriſchen Ver
ordnung ſei unbeſtritten. Das Erſuchen des Reichsinnen-
miniſters ſei nicht darauf gegründet, daß das landesrechtliche
Verbot dem Reichsrecht widerſpreche, ſondern daß es mit der
gegenwärtigen Reichspolitik nicht im Einklang ſtehe. Bayern
ſei gerade infolge des völligen Verbots jeglicher Uniformen
und jeglicher Aufzüge von gewaltſamen Zuſammenſtößen,
wie ſie anderwärts vorgekommen ſeien, verſchont geblieben.

Die bayeriſche Regierung weiſe den Vorwurf weit zu
rück, daß ſie durch polizeiliche Verbote eine nationale Bewe
gung unkerdrücken müſſe. Der weikaus größte Teil der baye-
riſchen Bevölkerung wolle an ſeiner in Krieg und Frieden
erprobten nationalen Geſinnung nicht deukeln laſſen, wolle
aber in der jetzigen ſchweren Zeit von dem Auskragen der po
litiſchen Gegenſätze auf der Straße nichts wiſſen, weil dadurch
Leben und Sicherheit der Staätsbürger gefährdet würden.

Die Gefahr eines gewaltſamen Umſturzes, durch den das
Reich in ſeiner ſchwierigen Lage ködlich getroffen werden
müßte, könne ſonſt auch gegen den Willen der politiſchen
Führer heraufbeſchworen werden. Die Verantwortung für
Entſchlüſſe, wie ſie die Reichsregierung verlange, ſei vor dem
Gewiſſen und vor der Geſchichte ſo außerördentlich ſchwer,

daß die bayeriſche Staatsregierung ſie ausſchließlich den
jenigen überlaſſen müſſe, die ungegachtet der von faſt allen
Ländern geäußerten ſchweren Bedenken auf der Durchfüh-
rung ſolcher Beſchlüſſe beſtehen wollten.

Wegen der außerordenklichen Bedeutung der Angelegen
heit habe der Miniſterpräſident dem Reichspräſidenken von
Hindenburg die Stellungnahme Bayerns in einem beſonde-
ren Schreiben mikgekeilt und ausdrücklich bekont, daß die

bayeriſche Regierung auf dem Boden der Reichsverfaſſung ſei
und bleibe, ſo wie ſich das bayeriſche Volk in ſeiner Treue
zum deutſchen Vakerland von keinem anderen Reichskeil
überktreffen laſſe. Wie immer die Entſcheidung der Reichs
regierung ausfallen möge, die bayeriſche Regierung laſſe
keinen Zweifel darüber aufkommen, daß ſie im Rahmen der
Reichsverfaſſung und des Reichsrechts mit allen Mitteln
gegen jeden Bruch der Rechksordnung und gegen alle Ver
ſuche einſchreiten werde, die öffentliche Ruhe und Sicherhei“
zu gefährden.

Die Erklärung des Miniſterpräſidenten wurde vom
Haus mit lebhaftem Beifall aufgenommen,

Abgeordneter Wohlmuth (Bayer. Volkspartei) ſchlug
hierauf dem Haus eine Entſchließung vor, in der zum Aus
druck kommt, daß der Landtag das Verbot der politiſchen
Aufzüge und des Tragens von Uniformen gebilligt habe,
weil er überzeugt ſei, daß nur dadürch der innere Friede im
Lande gewährleiſtet, der Terror von der ſtaatstreuen Be
völkerung abgewehrt und die Gefahr für Menſchenleben be
ſeitigt werden könne. Das Verbot ſei dem Bedürfnis ent
ſprungen, den Schutz der Oeffentlichkeit ſicherzuſtellen.

Es ſei auf rechtlich unbeſtreikbbarer Grundlage aufge
baut und ſtehe weder mit Reichsgeſehen noch mit einer
Reichsverordnung in Widerſpruch. Der Bayeriſche Landtag
unkerſtütze die Staatsregierung in dem Beſtreben, den inne
ren Frieden zu gewährleiſten. Der Landtag billige es ferner,
daß die Staatsregierung an den Verboten feſthalte und ſich
gegen ſolche Eingriffe wende.

Der Bayeriſche Landtag wiſſe ſich mit der Staatsregie
rung einig, daß die Erfüllung dieſer Aufgabe nicht nur zum
Schutz der ſtaatsbürgerlichen Freiheit in Bayern notwendig
ſei ſondern auch im wohlverſtandenen Recht des ganzen
deutſchen Vaterlandes liege.

Die Entſchließung wurde vom Haus mit Ausnahme der
Kommuniſten angenommen; die Nationalſozialiſten waren.
da ſie für 20 Sitzungstage ausgeſchloſſen ſind, nicht erſchie
nen, auch die Deutſchnationalen wohnten der Sitzung
nicht bei.

Reichsregierung gegen Gerüchtemacherei
Da in der Preſſe teilweiſe der Eindruck erweckt wird, als

ob die bayeriſche Regierung auf Grund des Artikels 64 der
bayeriſchen Verfaſſung von ſich aus einen Ausnahmezuſtand
für Bayern erklären werde, wendet man an zuſtändiger
Reichsſtelle ſich energiſch dagegen, daß in einer derartigen
Weiſe eine Gerüchtemacherei betrieben werde, die in der
wirklichen Sachlage keine Begründung finde. Die Länderkon
ferenz habe ergeben, daß es nunmehr zunächſt bei den Län
dern liege, ſich zu den Vorſchlägen und Bikten des Reichs
innenminiſters zu äußern.
Nach der Konferenz habe der Reichsinnenminiſter noch
einmal ſchriftlich an alle Länderregierungen die Bitte gerich-
tet, zu den Vorſchlägen Stellung zu nehmen. Das Reichs
innenminiſterium warte zunächſt auf die Antworken der Län-
derregierungen. Aber erſt nach der Rückkehr des Reichskanz
lers aus Lauſanne, vorausſichtlich Anfang nächſter Woche,
werde ſich das Reichskabinett mit dieſen Dingen befaſſen.

Von zuſtändiger Stelle wird dann weiter erklärt, daß
durch die Verbreitung von Gerüchten, wie die angebliche
Verhängung des Ausnahmezuſtandes in Bayern, nur zur
Verſchärfung der Lage beigetragen werde. Das bayeriſche
Kabinett werde erſt zu den Anregungen des. Reichsinnen
miniſters Stellung nehmen. Jm übrigen habe ſich an der po
litiſchen Linie der Reichsregierung nichts geändert. Die
Reichsregierung ſei beſtrebt, zuſammen mit den Länder
regierungen eine einheitliche Handhabung der Beſtimmungen
über das Uniformverbot uſw. herbeizuführen.

Kleine politiſche Meldungen
Leichte Erhöhung des Großhandelsrichtyreiſes. Die vom

Statiſtiſchen Reichsamt für den 22. Juni berechnete Großhandels
richtzahl iſt mit 96,2 gegenüber der Vorwoche um 0,2 v. H. geſtiegen.

Der „Angriff“ für fünf Tage verboten. Das Berliner national
ſozialiſtiſche Abendblatt „Der. Angriff“ iſt wegen des in ſeiner
letzten Nummer erſchienenen Artikels über den Polizeivizepräſiden
ten Weiß für fünf Tage verboten worden.

Aus der Heimat und dem Reiche.
Kemberg, den 27. Juni 1932

Der Tag der Schützen. Johannistag, der Tag an
dem ſich die Kemberger Schützengilde ihren König erſchießt,
alte Ueberlieferung und Sitte, gerade deswegen von der
Gilde feſtgehalten Eine ganze Reihe von Schützengilden
haben ihre Feſte ſtark eingeſchränkt oder den widerwärtigen
Zeitverhältniſſen zum Opfer bringen müſſen. Anzuerkennen
iſt es darum daß unſere Gilde es wieder fertig gebracht
hat, ihr Feſt in alter Weiſe zu feiern, das ja nicht nur ein
Feſt der Gilde, ſondern das Volksfeſt der Kemberger iſt.
Ganz beſonderen Anreil nimmt die Einwohnerſchaft an dem
Königsſchießen Gegen Abend geht ein Raunen durch die
Straßen des Städtchen Wer iſt König? Der oder der,
alle möglichen Namen hört man, die dann in den meiſten
Fällen doch nicht ſtimmen. So war es auch in dieſen
Jahre wieder Heiß wär der Kampf um die Königswürde.
Bis in die Abendſtunden fiel Schuß auf Schuß. Allein
ſechs Treffer ſaßen im Zentrum der Scheibe K. Burchhardt,
O. Roming, E. Groſſer, Ein Ballmann, E. Wend, Fr.
Heym), es ging um den Millimeter. Bei Prüfung der
Scheibe ſtellte ſich dann heraus, daß der Schmiedemeiſter
Karl Burchardt den beſten Schuß abgegeben hatte. Zur
Königsproklamation trat nach Beendigung des Schießens
die Gilde im Garten des Schützenhauſes an. Bürgermeiſter
Gerber nahm zur Begrüßung des neuen Königs das Wort.
Er führte aus, daß der neue König ſchon in der Oeffenlich
keit ſteht und zwar in einer gemeinnützigen Vereinigung,
der Freiwilligen Feuerwehr. Hier ſei es ſeine Aufgabe,
Feuer und Brände zu löſchen, aber auch die neue Würde
wird ihm Gelegenheit geben, ſo manchen Brand zu löſchen
und im Hinblick auf dieſe ſeine Tätigkeit taufte er ihn auf
den Namen der Feuertöter. Schützenoberſt Krautwurſt be
glückwünſchte den neuen König im Namen der Gilde und
uüberreichte ihm die Königsmedaille. Propſt Bertram ſprach
auf die Schützenfrauen, Schützenadjutant Hugo Müller
dankte dem alten König, Leopold den Ehrwürdigen, für die

Vertreter der Oranienbaumer Schützen der Gilde und dern
neuen König unter Anerkennung der guten Kameradſchaft,
die in der Gilde herrſcht und die treu zu pflegen Aufgabe
der Gilde bleiben möge. Mit dem Einzug der Schützen
fand dieſer Tag ſein Ende Am geſtrigen Sonntag fand
nach dem Schießen, bei dem ſeit 1909 zum erſten Male
wieder von dem Sonntagskönig E. Wend 3 mal 20 Ringe
geſchoſſen wurden, dann die Einführung des Königs ſtatt.

Nicht unerwähnt möchten wir die Arbeit der Wache
laſſen, die wieder fleißig in Tätigkeit treten mußte, um ſo
manchen Uebeltäter abzuurteilen Es ging aber alles gut.
So iſt nun das Schützenfeſt zu Ende. Die Schützengilde
wird auch im kommenden Jahr die alten Ueberlieferungen
traulich weiter pflegen unter dem Zepter Karl des Feuertöters.

Ferienreiſende! Beſorgt rechtzeitig Wahlſcheine!
Wer ſich am Wahltage auf Reiſen befindet, ſollte möglichſt
frühzeitig bei der Gemeindebehörde ſeines Wohnſitzes einen
Wahiſchein beantragen. Ferienreiſenden, die Anfang Juli

verreiſen und am 31. Juli ſich außerhalb ihres Wohnort
aufhalten, wird empfohlen, den Wahlſchein ſchon jetzt zu
beantragen. In dem Antrag iſt neben den Perſonalien
und der ſtändigen Wohnung auch anzugeben, wohin der
Wahlſchein nachgeſandt werden ſoll. Die Stimmliſten
und Stimmkarteien liegen vom 10. bis 17. Juli zu jeder
manns Einſicht aus. Wer ſich in dieſer Zeit außerhalb
ſeines Wohnortes aufhält, kann die Stimmliſte oder Stimm
kartei durch einen dritten Stimmberechtigten einſehen laſſen.

Leſeholz- und Beerenzettel an Erwerbsloſe. Der
preußiſche Landwirtſchaftsminiſter hat an die Regierungs
präſidenten im Anſchluß an einen früheren Erlaß, in dem
die Ermächtigung zur Abgabe von Holz an Erwerbsloſe
im Wege der Selbſtwerbung gegeben war. nunmehr dieſen
Erlaß dahin erweitert, daß auch Leſeholz und Beerenzettel
an Erwerbsloſe gegen Arbeitsleiſtung abgegeben werden
ſollen.

Eine Stadt unter dem Hammer. Die Stadt Köben
a. O., die in Konkurs geraten iſt, ſoll jetzt freihändig ver
kauft werden. Eine ganze Stadt unter dem Hammer!
Zum Verkauf ſtehen Aecker, Wieſen und Baugelände, das
etwa 200 Morgen große Stadtgut, das ſtädtiſche Hartſtein
werk mit Inventar und Sandgruben, mehrere Hausgrund-
ſtücke ſowie der ſtädtiſche Park, der etwa 800 Morgen groß
iſt. Zur Maſſe gehören außerdem ein Sportplatz, ein
Krankenhaus ſowie ein Barvermögen von 25000 RM.
und die Außenſtände aus den abgetretenen Vermögens
werten.

Wittenberg. Zu handgreiflichen Auseinanderſetzüngen
zwiſchen Polizei und Kommuniſten kam es am Sonnabend
vormittag kurz vor 11 Uhr in der Juriſtenſtraße. In
einem Schaukaſten an dem ehemaligen Artillerie- Wagen
haus werden ſeit einiger Zeit Zeitungen und Bilder durch
die NSDAP ausgehängt. Einige Kommuniſten zerſchlugen
nun heute die Scheiben des Kaſtens und wollten die Aus
hänge herausreißen Es ſammelten ſich dabei viele Menſchen
an. Da ſie auf Aufforderung der Polizei die Straße nicht
räumten, machten die Polizeibeamten vom Gummiknüppel
Gebrauch und erreichten damit die Räumung der Straße.

Naundorf bei Annaburg, 24. Juni. Der Maurer
Seidel war damit veſchäftigt, im Garten ſeines Hauſes ein
kleines Waſſerbaſſin auszumauern. Sein zweijähriges Söhn-
chen ſah ihm dabei ohne ſein Wiſſen zu. Nach Beendigung
der Arbeit ſah der Vater zu ſeinem Entſetzen den Kleinen
im Waſſer liegen. Ohne, daß der Vater es merkte, war
er hineingerutſcht und ertrunken

Düben. Der Beſitzer des Eiſenmoorbades Düben hat
beim Amtsgericht den Antrag auf Eröffnung des gericht
lichen Vergleichsverfahrens geſtellt.

Mit dem Vevolver gegen die Schwägerin
Voitzſ ch (Kr. Bitterfeld). Eine ſchwere Familienkra

gödie trug ſich am Freitag abend in der Familie des
Maurers Heßler zu. Die Ehefrau Heßlers, die mit
ihrem Mann in Scheidung lebt, gab auf deſſen Schweſter,
Frau Dieling; einen Vevolverſchuß ab wodurch Frau

Dieling am Kopfe erheblich verletzt wurde. Darauf richtete
Frau Heßler die Waffe gegen ſich ſelbſt. Sie wurde mit

der Gilde bewieſene Treue. Begrüßungsworte widmeten

einer ſchweren Kopfverletzung ins Bitterfelder Hranken-
haus gebracht, doch ſoll ſie nicht lebensgefährlich verletzt
ſein. Frau Dieling konnte nach Anlegung eines Verbandes
in ihre Wohnung entlaſſen werden. Der Grund zur Tat
dürfte in Familienſtreitigkeitten zu ſuchen ſein.

Bitterſeld. In die Lober fiel ein Betrun-
kener. Da er ſich nicht ſelbſt aus ſeiner Lage befreien
konnte, wurde er durch einen herbeigerufenen Polizeibeam-
len aus dem Waſſer gezogen und nach ſeiner Wohnung
gebracht

Bolken (Kr. Schweinitz). Die Störche werden
regiſtriert. Auf Veranlaſſung der Helgoländer Vogel
warte nahm die Vogelſchutzſtelle des Kreiſes Schweinitz in
den Orten Borken, Brandis und Arnneſta eine Beringung
aller hier geborenen Störche vor, um der Vogelwarte
Helgoland ſo die Kontrolle über den Vogelzug im Herbſt
zu ermöglichen. Die Arbeiten riefen ſelbſtverſtändlich bei
der Bevölkerung großes Jntereſſe hervor.

Pretzſch (Elbe). Auf dem neuen Markt ſtürzte
ver Giebel eines alten Fachwerkgebäudes aus dem 18.
Jahrhundert zum Teil ein. Fachwerkbalken und Steine
durchſchlugen das Dach eines Nachbargebäudes. Sonſt
wurde kein Unheil angerichtet.

Die Diäten werden halbiert
Deſſau. Der Haushaltsausſchuß des Anhaltiſchen

Landtages hat beſchloſſen, die Diäten der Abgeordneten
um die Hälfte zu kürzen.

Kürzung der oberen Beamtengehälter.
Deſſau. Das anhaltiſche Stagtsminiſterium hat eine

berordnung beſchloſſen, die infolge Senkung der Mi
ergehälter auf e 000 Mark im Jahre notwendig wurde.

werden die Gehälter der Miniſterialdirektoren,
nten, Miniſterialräte ſo geſenkt, daß ſie unter der

12 000 Mark Grenze der Miniſterſätze liegen.

Geſcheiterte Burgſriedenverhandlungen.
Deſſau. Die SPD. hatte gemeinſam mit der Eiſernen

Front aus Anlaß des für den 2. und 3. Juli in Deſſau
geplanten großen nationalſozialiſtiſchen Treffens und der
bevorſtehenden Reichstagswahl an die KPD. das Er
ſuchen um einen Burgfrieden gerichtet. Danach ſollten
in den nächſten Monaten die Zwiſtigkeiten innerhalb der
Hrheo lterArbetter chaft in Anhalt eingeſtellt werden. Jn den am
Donnerstag in Deſſau geführten Verhandlungen hat die

KPD. das Anerbieten abgelehnt. eM

Der Vergleich bei Junkers.
Der neue Vergleichsvorſchlag von vunkers

enbaun iſt bekanntgegeben worden. Danach ſollen
Hläubiger mit Forderungen bis 500 Wark innerhalb
Monaten nach Abſchluß des Vergleichsverfahrens

befriedigt werden. Dann wird eine Quote von 30 Pro
zent in bar im Laufe des kommenden Jahres bis zum
Schluß des Jahres 1983 bezahlt werden. Endlich erhalten
die Gläubiger eine weitere Quote von 30 Prozent in der
Form von Anteilen von Junkers-Motorenbau, ſo daß
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plere dürfte erſt in den nächſten Wochen fertig ſein.
Hölensleben. on ſogenannten Hötensleber

eberg, Offleben, Völpke und Wärsleben umſaßt, herrſcht
die größte Not. Eine große Zahl von Arbeitsloſen be
laſtet die Gemeinden, und das Handwerk und das Gewerbe
leiden beſonders unter der allgemeinen Notläge, da ſo
wohl die orksanſäſſige Jnduſtrie, als auch die Landwirt
ſchaft der allgemeinen Wirtſchaftskriſe unterworfen iſt.
Die Orksgruppe Hötensleben des Mitteldeutſchen Hand

bundes berief nun ihre Mitglieder zu einer Kund
nach Hötensleben, die außerordentlich ſtark be

war
Der Syndikus der Magdeburger Handelskammer, Dr.

Wolf, ſprach über Zeitfragen und Zukunftsfragen des
Müittelſtandes. Heute befinde man ſich in einem Ab
wehrkampf. Die von der Vegierung angeordnete
Preisſenkungsaktion ſei auf dem Rücken des Handwerks
und des Gewerbes ausgetragen worden. Es wurde fol
gende Entſchließung angenommen:

Die Kundgebung der Ortsgruppe Hötensleben des
Mitteldeutſchen Handwerkerbundes ſowie des Gewerbe
vereins Hötensleben, die beſonders auch aus der Am-
gebung Hötenslebens ſtark beſucht war, erhebt ſchärfſten
Proteſt gegen die dauernde Vernachläſſigung der Lebens
intereſſen von Handwerk und Gewerbe, die zur ſchwerſten
Notlage und größten Verbitterung in den Veihen des
gewerblichen Mittelſtandes geführt hat. Die Verſamm-
lung bittet die Bundesleitung, in entſchiedener Weiſe
auf Erhaltung der letzten Veſte und Wiederaufrichtung
eines freien Mittelſtandes beſorgt zu ſein. Die Ent
ſchließung wurde der Leitung des Handwerkerbundes
überſandt.

Schafſtädt (Kr. Merſeburg). Als der Nachtwäch
ter Fromme ſich in der Nacht auf ſeinem Rundgange
in der WMerſeburger Straße unter einen Baum geſtellt
hatte, fuhr ein Radfahrer vorbei. Ehe ſich Fromme verſah,
erhielt er von dem Radfahrer mit einem ſchweren Gegen
ſtand, wahrſcheinlich einer Eiſenſtange, einen Schlag über
den Kopf, ſo daß er an Stirn und Geſicht blutende Wun-
den davontrug. Auf dem VRade war vorn ein gefüllter
Sack befeſtigt, den der Radfahrer wohl geſtohlen hatte.
Bevor ſich der Geſchlagene erholt hatte, war der Radfahrer
verſchwunden,

Pr. -Vörnecke. Abſturz im Schornſtein. Bei
den Abbruchsarbeiten auf der Jakobsgrube ſtürzte der
Arbeiter Hebeſtreit aus Löderburg, der im Jnnern eines
Schornſteines Steine loshämmerte, aus 20 Meter Höhe
ab. Zum Glück blieb er ungefähr in der Mitte des
Schornſteins hängen, ſo daß der Anfall noch glimpflich
ablief. Allerdings erlitt der Verunglückte eine leichte Ge
hirnerſchütterung und mußte nach dem Knappſchafts
krankenhaus in Staßfurt gebracht werden.

Domersleben. Die Kinder von Domersleben halten
ſeit altersher alljähr ich ein großes Kinderfeſt ab. Ein
ſolches Kinderfeſt koſtet aber Geld. Die Kinder haben be
ſchloſſen, das Feſt ſelber zu finanzieren. Unter Leitung
eines „Offiziers haben ſte eine kleine Truppe und ein
Drommlerkorps aufgeſtellt. Nach langen, gewiſſenhaften
Uebungen iſt nun die Trusſspe in Aktion gekreten. Sie
zieht von Haus zu Haus. Der Offizier fragt höflich ab
getrommelt werden dürfe. Die Zuſage wird nie verweigert.
Nachdem das Drommlerkörps ſeine Wirbel hat ertönen
laſſen, erhalten die kleinen Soldaten Geldſpenden. Sie er
klären, daß die Finanzierung bereits gelungen iſt, ſodaß

trotz der Notzeit das Feſt nicht ausfallen ſoll.

vor allem die Hriſchaften Hötensleben Bar



Drei Jahre Zuchthaus für einen Fahrradmarder.
WMagdeburg. Das Erweiterte Schöffengericht verur-

teilte einen gefährlichen Fahrradmarder, Benno Kaſſe aus
Roßlau, der wegen Eigentumvergehens wiederholt vor
beſtraft iſt, zu drei Jahren Zuchthaus und drei Jahren
Ehrverluſt. Sein WMitangeklagter, Hermann Schulze,
ebenfalls aus Roßlau, bekam wegen Hehlerei ein Jahr
Zuchthaus. Kaſe betrieb den Diebſtahl von Fahrrädern in
Magdeburg im großen, die er faſt alle durch den Mit
angeklagten in der Voßlauer Gegend abſetzte. Der Durch
ſchnittspreis lag zwiſchen 10 und 12 Wark. Nach ſeinen
Angaben hat er innerhalb eines Jahres 60 Fahrräder
geſtohlen und umgeſetzt.

1 Prozent Lohnſenkung im anhaltiſchen Gaſtwirtsgewerbe.
Deſſau. Der Schlichtungsausſchuß fällte für das an

haltiſche Gaſtwirtsgewerbe einen Schiedsſpruch, durch den
die bisherigen Tariflöhne bis zu 11 Prozent herabgeſetzt
werden. Der bisherige Tarif war vor längerer Zeit von
Arbeitgeberſeite gekündigt worden, mit der Begründung,
daß eine Anpaſſung der Tariflöhne an die Preisſenkungen
erfolgen müſſe.

Ballenſtedt (Harz). Hier konnten zwei junge Leute aus
Hettſtedt feſtgenommen werden, die mit ungültigen
eiſernen Zehnpfennigſtücken mehrere Geldautomaten der
Stadt geplündert hatten.

Beraubung von Güterwagen verurteilt.
Leipzig. Der bereits fünfzehnmal vorbeſtrafte Bau

arbeiter Friedrich Götzſchel aus Leipzig wurde wegen Rück
falldiebſtahls zu zwei Jahren Gefängnis und zwei Jahren
Ehrenrechtsverluſt und der Arbeiter Joſef Weber aus Leip
zig wegen Beihilfe zu einem Jahr Gefängnis verurteilt
Götzſchel hatte im Dezember v. J. wiederholt Güterwagen
auf dem Hauptbahnhofe in Leipzig erbrochen und große
Mengen Pralinen, Bücher, Seide, Tabak uſw. entwendet,
wobei ihm der Mitangeklagte Weber behilflich war. Die
Beute wurde an Händler verkauft. den Erlös teilten ſich
die beiden Täter.

Merſeburg. Der Landkreis Merſeburg, der
ſich an und für ſich in ſchwerer finanzieller Lage befindet,
hat jetzt beſondere Schwierigkeiten durch die Dürren-
berger Siedlung. Die Siedlungsgeſellſchaft hat
erhebliche Verluſte erlitten. Von rund 600 Wohnungen
ſtehen gegenwärtig 140 frei. Dem Landkreiſe iſt es nicht
möglich, Hilfe zu leiſten. Man rechnete bei den Sanie
rungsverhandlungen zwar auch mit der Hilfe des Preu
ßiſchen Stagates; es erſcheint aber ſehr zweifelhaft, ob

ſolche Hilfe in ausreichender Weiſe erwartet werden
nn.

Halle. Halle will nicht einſparen. Der
Wahlausſchuß der Stadtverordnekenrerſammlung beſchäf
tigte ſich mit der Wahl des Oberbürgermeiſters. Ein An
trag, den gegenwärtigen Bürgermeiſter der Stadt Halle,
Bürgermeiſter Velthuyſen, zu wählen, wurde abgelehnt.
Das Wort hat nun das Plenum. Der von der bürgerlichen
Arbeits gemeinſchaft geſtellte Antrag auf Einſparung der
Stellen von zwei beſoldeten und drei unbeſoldeten Stadt
räten wurde ebenfalls mit Stimmengleichheit abgelehnt.
Wiedergewählt wurde mit 7 gegen 3 Stimmen Sta le
rat Dr. Truſchel, deſſen Wahlzeit auch am 1. April 1933
abgelaufen wäre, und Stadtkämmerer Dr. Man Ab-

lauf der Wahlzeit 16. März 1933).

anrichtete ſowie auch die Tür demolierte. Ein Brand, der
infolge der Exploſion ausbrach, konnte gelöſcht werden. Per
ſonen ſind nicht zu Schaden gekommen. Die Täter konnten
unerkannt entkommen. Die Motive der Tat ſind vorläufig
noch unklar, da ſich Lehrer Gerken in keiner Weiſe politiſch
betätigte.

Zwei Kinder unker dem D-Zug. Zwei Kinder krochen
bei Jeſſen unter der geſchloſſenen Bahnſchranke der Strecke
Dresden Leipzig hindurch. Die Kinder glaubten wohl, daß
die Strecke frei ſei, weil eben erſt ein Güterzug vorbeigefah
ren war. Sie wurden jedoch von einem aus der entgegen
geſetzten Richtung kommenden Schnellzug überfahren. Das
eine Kind war ſofort tot, das andere wurde ſchwer verletzt.

Ein Toker bei Aukounglück. Ein mit vier Perſonen
oeſetzter Kraftwagen aus Gleiwitz, der ſich auf der Fahrt
zum Breslauer Johannisfeſt befand, überſchlug ſich bei dem
Dorf Paulen infolge zu ſchneller Fahrt in einer Kurve vier
mal und landete ſchwerbeſchädigt im Straßengraben. Die
Jnſaſſen wurden in das Krankenhaus gebracht, wo der
Student Otto Müller aus Gleiwitz ſeinen ſchweren Ver
letzungen erlegen iſt. Zwei Jnſaſſen kamen mit leichteren
Verletzungen davon. Ein dritter, der Fleiſcher Pelian aus
Gleiwitz, lag am Sonnabend früh noch ohne Beſinnung.

Bankier wegen verbotener Deviſengeſchäfte verhaftet.
Der Mitinhaber eines angeſehenen Frankfurter Privatbank-
hauſes wurde auf Anſuchen des Amtsgerichts Waldshut in
Baden unter der Beſchuldigung verbotener Deviſengeſchäfte
verhaftet. Ein Kunde der Bank ſoll Wertpapiere in Höhe
von etwa 80 000 RM aus der Schweiz nach Deutſchland
unter Kenntnis des Bankiers geſchmuggelt und ſoll dann
das Bankhaus mit dem Verkauf der Papieree beauftragt
haben. Der Beſchuldigte behauptet, daß der Kunde ihm vor
der Uebernahme des Geſchäfts den ordnungsmäßigen Er-
werb der Papiere verſichert habe. Die Verhaftung erfolgte,
nachdem zuvor eine Prüfung der Bücher der Firma ſtatt
gefunden hatte.

Raubmord an einem Hokelbeſitzer. Seit zwei Wochen
war der Hotelbeſitzer Hieſtermann aus Bergen verſchwunden.
Jetzt wurde ſeine Leiche im Kaiſer Wilhelm-Kanal in der

Nähe von Kiel-Holtenau aufgefunden. Hieſtermann hatte
ſich, ſoweit bekannt geworden, von Bergen nach Hannover
begeben, um mit Geldmaklern zu verhandeln. Er führte eine
Summe von 1400 Mark bei ſich, die ihm geraubt wurde.
Außerdem fehlt ſeine goldene Uhr. Die Landeskriminal-
polizei Kiel verfolgt die Spur der Mörder

Vier Arkilleriſten durch Rohrkrepierer gekötek. Auf dem
Artillerie Schießübungsplatz in Powurſk bei Kowel (Polen)
ereignete ſich während eines Scharfſchießens der vierten Bat
terie der Offigiersſchule in Wlodzimierz ein Unfall, dem vier
Menſchenleben zum Opfer fielen. Ein Geſchütz hatte einen
Rohrkrepierer. Der Geſchützverſchluß wurde auseinanderge
riſſen. Durch die umherfliegenden Splitter wurden ein Kor
poral und ein Kanonier auf der Stelle getötet. Zwei weitere
Artilleriſten erlagen ihren ſchweren Verletzungen im Kran
kenhaus. Ein Soldat wurde leichter verletzt

Alle Zeitungen u. Zeitſchriften
liefert frei Haus Richard Arnold, Buchhandlung

ee Sprengſtoffanſglag anf e See achtete Iuſnmenſtoße un eiſchiedenen Tellen Berſns
Haus des Lehrers Gerken in dem Dorfe Oſteel (Hannover)
wurde nachts ein Sprengſtoffanſchlag verübt, und zwar war
fen die Täter, nachdem ſie eine Fenſterſcheibe zertrümmert
hatten, einen Sprengkörper ins Zimmer, der explodierte und
in dem Raum erheblichen Schaden an Möbeln und Wänden

An verſchiedenen Stellen Berlins ereigneten ſich wie
derum Zuſammenſtöße zwiſchen politiſchen Gegnern, die
jedoch durchweg leichteren Charakter trugen. So entſtand in

Charlottenburg in der Spree Ecke Wallſtraße eine Schlä-

gerei zwiſchen Nationalſozialiſten und Kommuniſten, bei der
auch Schüſſe gewechſelt wurden. Ein Nationalſozialiſt erlitt
eine leichte Kopfverletzung, ein Kommuniſt einen Schulter
ſchuß. Beide Verletzte wurden in das Krankenhaus Weſtend
übergeführt. Fünf Kommuniſten wurden durch die Polizei
verhaftet. Kleine Reibereien gab es auch noch an anderen
Stellen der Stadt, jedoch kam es in allen Fällen nicht zu
ernſtlichen Verletzungen. Allgemein kann eine gewiſſe Beru
higung verzeichnet werden.

Ausſchreitungen bei einer Beerdigung in Duisburg.
Die Beerdigung des Kommuniſten Biſchof, der einer bei

politiſchen Auseinanderſetzungen erlittenen Stichverletzung
erlegen war, verſuchten die Kommuniſten zu einem großen
Propagandazug zu geſtalten. Aus allen umliegenden Städten
waren Parkeianhänger in Duisburg zuſammengeſtrömt.
Man ſchätzte die Menge auf 10 000, bis 12 000 Perſonen,
darunter viele Frauen und Kinder. Die Polizei begleitete
die Züge auf 30 Ueberfallwagen. Schon zu Beginn war es
im Stadtteil Ruhrort zu Zuſammenſtößen mit der Polizei
gekommen, die das Enkfalten der roten Fahnen beanſtandet
hatte. Die Beamten mußten den Gummiknüppel gebrauchen,
wobei mehrere Perſonen verletzt wurden. Angeſichts der be
drohlichen Haltung der rieſigen Menſchenmenge griffen die
Beamten zu den Karabinern. Zwei Demonſtranten erlitten
Schußverletzungen.

Polizeibeamte in Kaſſel angegriffen.
Jm Anſchluß an eine kommuniſtiſche Verſammlung in

der Königſtraße kam es zu Tumülten, in deren Verlauf zwei
Kommuniſten feſtgenommen wurden. Als die Polizei die
Verhaſteten abführen wollte, wurde ſie von der Menge tät-
lich angegriffen. Die Beamten mußten von ihren Gummi-
knüppeln Gebrauch machen und ſchließlich mit der Schuß
waffe die Menge in Schach halten. Die beiden Verhafteten
wurden dem Schnellrichter vorgeführt, der ſie zu je ſechs
Monaten Gefängnis verurteilte und ſofortige Jnhaftnahme
anordnete.

Fünf Schwerverlehzke in Mägdeburg.
Nachdem es zu kleineren Schlägereien zwiſchen Reichs

bannerleuten und Nationalſozialiſten auf dem Breiten Weg
gekommen war, bei denen einer der Täter von der Polizei
feſtgenommen wurde, entſtanden ſpäter wiederum auf dem
Breiten Weg größere Unruhen. Jn wenigen Minuten kam
es zu einer regelrechten Straßenſchlacht, an der etwa 40
Nationalſozialiſten und über 100 Reichsbannerleute beteiligt
waren und wobei eine große Anzahl Perſonen zum Teil
ſchwer verletzt wurde. Fünf Nationalſozialiſten mußten mit
zahlreichen Meſſerſtichen in Kopf und Rücken dem Kranken
haus zugeführt werden. Das herbeigerufene Ueberfallkom
mando hatte Mühe, die Kämpfenden auseinanderzubringen.

Skahlhelmſführer seldte um 28. Juni im Rundfunk
Die Preſſeabteilung des Stahlhelm teilt mit: Am 28.

Juni, dem Tag. an dem vor 13 Jahren das Diktaz von
Verſailles unterzeichnet wurde, ſpricht der Gründer und
Erſte Bundesführer des Stahlhelm, Franz Seldte, der am
29. Juni ſeinen 50. Geburtstag begeht, im Rundfunk über
„Das Wollen des Stahlhelm für Staat und Volk“. Der
Vortrag findet um 19.00 Uhr im Programm der Berliner
Funkſtunde ſtatt und iſt durch die Propagandaabteilung
des Sttahlhelmbundesaintes allen deutſchen Sendern zu

Ueberragung angeboten worden. rr

Den ehe n nene Bibelſtunde
Prediger WeſtermannWittenberg.

wird herzlichſt eingeladen
Hierzu

Viel
Freude t

und getſtige Anregung in fedes Baus
bri

Helhagen Klaſtngs
Monatshefte

Monatlich uur 2.10 Rm.

Jn aller Welt, wo Deutſche wohnen,
ſind Velhagen Klaſings Monatshefte ver
breitet. Dieſe Zeitſchrift veröffentlicht als erſte
die neuen Werke unſerer großen Dichter.
Sie bringt in feſſelnder und allgemein
verſtändlicher Form die Forſchungen unſerer be
deutenden Gelehrten vor eine große Leſerſchaft.
Sie berichtet in Wort und Bild, was

es Neues gibt auf den weiten Gebieten der
Technik, des Sports, der Mode, des Theaters,
des Kunſtgerverbes.
Sie pflegt mit ihren weltberühmten far
bigen Kunſtbeilagen die bildende Kunſt

Der Verlag Belhagen Klaſtng, Leipzig
überſendet auf Wunſch gegen Einſendung von
30 Pfg. in Marken für Porto koſtenlos ein
Heft (ſonſt Rm. 2.10) als Probeheft.

Prima

Rind und
Hammelſleiſch
friſche Flecke

empfiehlt Heinrich Schneider
Empfehle am Dienstag früh

blutfriſch

Kabliau und
Fiſchſilet

Ferner ab heute ſtets friſch
ff. Fettbücklinge

Leim in

Aufbeſſerung
empfehle ich alle Sorten
Oel-, Leim- und Wasserfarhben
fertige Fußboden-, Fenster- unch

Küchenmöhbelfarben

Neue Schablonen
Lacke, Firniß, Terpentin, Siceativ,
Lederlack, Eiſenlack, Carbolineum,

Ofenlack Ofenaluminium

Preuß Kluſen- Lotterie

Die Erneuerung der Loſe zur 4.
Klaſſe hat

bis zum 6. Juni
zu erfolgen. Richard Arnold

des Hauſes

90000000ez Gummibälle
J

im allen Größen
J

2
4 empfiehlt billigst R. Arnold 8

H 0Salzſäure 99
Tafeln, Pulver und

Schöne Muster
bei

Reiche Auswahl

Richard Arnolcl, Kemberg
Leipziger Strasse und Markt

Billige Preise

ger, Schellfiſch, ger. Seelachs
Richard Tempelhof, Tel. 256

Morgen Dienstag
von früh 8 Uhr an

ff Speckkuchen
Ernſt WendWorgen Dienstag

von vormittags 10 Uhr an
ff. Speckkuchen

Bäckerei Berndt
Mittwoch vormittag

von 9 Uhr an

Speckkuchen
Bäckerei Herrmann

Poetschrhafſee
friſch eingetroffen bei

v. 1). Becher, Wttenverger Strafe 10

halbflüſſig, Schlemmkreide, Gips,
Cement

Alle Sorten Pinſel
Rohrnägel Pappnägel

J. G. Glaubig
9

Bürger- Verein
Am Dienstag, den 28. Juni, abends

8 Uhr im Palmbaum

Verſammlung
Um zahlreiches Erſcheinen bittet

Der Vorſtand

12 Hauptgewinne

3470

Damenfahrräder,

Zigarettenpapier
empfiehlt Richard Arnold

9 beſpannte Kutſch und Ackerwaägen, 3 Autos
118 Gewinne von Zuchttieren und zwar: 28 Fohlen

und Pferde, 10 Zuchtbullen, 30 Färſen und
Kälber, 40 Zuchtſchweine, 10 Raſſehühnerhöfe
gewerbliche Gewinne unter anderem: 2 Speiſe
zimmereinrichtungen, zwei Schlafzimmereinrich-
tungen, 1 moderne Herrenzimmereinrichtung, 4
Kücheneinrichtungen, Motorräder, Herren und

Nähmaſchinen,
räte, Land wirtſchaftliche Geräte, Wirtſchafts

ſachen und ſonſtige Gebrauchsgegenſtände
3600 Gewinne und 1 Prämie:

Reitpferd mit Sattelzeug
Die Gewinnausſtellung wird Sonnabend,
den 20. Auguſt, eröffnet. Eintritt frei!

Loſe zu 3. RM zu beziehen durch
Richard Arnold, Kemberg, Leipziger Straße und Markt.

J. Zerbster Pferdemarkt- Lotterie
Ziehung unwiderruflich am 23. Auguſt

Vorzügliche Gewinnchancen

28 600.

39 125.

Zimmerge

32420.

1200.
zuſ. über 100 000.

Redaktion, Druck und Verlag: Richard Arnold, Kemberg Fernſprecher Nr. 203
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